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A. Amtliche Bekanntmachungen des Salzlandkreises 
 
• Antrag auf Erteilung einer Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung

  des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Bode-Wipper“ – Gemarkung Güsten 
 
Der Wasser- und Abwasserzweckverband „Bode-Wipper“, Am Schütz 2, 39418  Staßfurt hat 
gemäß § 9  Abs. 4 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG vom 20.12.1993; BGBl. I,  Seite 
2192, geändert 2003 im BGBl. I, Seite 2304) i.V.m. § 6 Sachenrechts-
Durchführungsverordnung (SachenR-DV vom 20.12.1994; BGBl. I, Seite 3900) einen Antrag 
auf Erteilung einer Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung gestellt: 
 
Art der Anlage: Trinkwasserversorgungsleitung  
   Incl. dazugehöriger Schieber, Hydranten usw. 
Leistungsumfang: Durchmesser: DN 150  bzw. 125 PE bzw. Stahl 
erbaut:   ca. 1974 bzw. 1998 
 
Schutzstreifenbreite: nach DVGW-Regelwerk Merkblatt W 403 Pkt. 7.1: 4,00 m 
 
Lfd. 
Num- 
mer 

Gemeinde/ 
Gemarkg. 

Gemarkungs- 
Nr. 

Flur Flurstück Grund- 
buch 
Blatt 
Nr. 

Schutzstreifen- 
Breite  
in m² 
(mit CAD ermit-
telt) 

1 Güsten 1328 7 173/2 617 27,30 
2 Güsten 1328 7 174/2 617 238,10 
3 Güsten 1328 7 193/2 746 9,70 
4 Güsten 1328 7 193/3 746 17,00 
5 Güsten 1328 7 227/1 746 141,10 
6 Güsten 1328 7 227/2 746 23,90 
7 Güsten 1328 7 228 746 116,80 
8 Güsten 1328 7 238 746 218,20 
9 Güsten 1328 7 254/1 617 27,10 

10 Güsten 1328 7 254/3 617 17,00 
11 Güsten 1328 7 254/7 617 15,10 
12 Güsten 1328 7 1028 2590 142,60 

 
Legende:    Trinkwasserleitung liegt nicht auf diesem Grundstück, nur der  
   Schutzstreifen       

 
Bescheinigungsbehörde ist die untere Wasserbehörde des Salzlandkreises gemäß  
§ 3 SachenR-DV. 
 
Der Antrag wird hiermit gemäß § 7 Absatz 1 SachenR-DV öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Antrag sowie die Unterlagen, Beschreibungen und Kartenmaterial können 4 Wochen ab 
Veröffentlichung im Amtsblatt des Salzlandkreises bei folgenden Stellen eingesehen werden: 
 
 
in Bernburg:  
Salzlandkreis Haus II, Bürgerbüro Zi.: 117, Friedensallee 25 
Sprechzeiten:  Montag – Freitag von 08.30 Uhr bis 18.30 Uhr  
   Sonnabend von 08.30 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
in Aschersleben:  
Kreisverwaltung Kreishaus I, Ermslebener Str. 77, Umweltamt Raum 516,  
Frau Kromke, Tel: 03473 955 1516 
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Sprechzeiten:  Montag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr  
   Dienstag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
   Mittwoch geschlossen 
   Donnertag 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
   Freitag  09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
in Schönebeck: 
Kreisverwaltung Cokturhof Haus 1, Bürgerbüro, Tel.: 03928 780 366 
Öffnungszeiten: Montag bis Freitag  08:30 Uhr bis 18:30 Uhr (durchgehend) 
 
Innerhalb der Auslegefrist kann ein betroffener Grundstückseigentümer Widerspruch beim 
Salzlandkreis, Karlsplatz 37 in 06406 Bernburg (Saale) schriftlich oder zur Niederschrift ein-
legen. 
Der Widersprechende kann nur einwenden, dass die Leitung/Anlage nicht auf seinem 
Grundstück liegt oder zumindest am 03. Oktober 1990 dort noch nicht vorhanden war. Wi-
derspricht ein betroffener Grundstückseigentümer, wird die Bescheinigung mit einem ent-
sprechenden Vermerk erteilt und der Widerspruch ins Grundbuch eingetragen. 
 
Hinweis 
Nach § 9 Absatz 3 Grundbuchbereinigungsgesetz ist der Antragsteller verpflichtet, dem je-
weiligen Eigentümer einen einmaligen Ausgleich für das einzutragende Recht zu zahlen. An-
sprüche sind nach Eintragung der Dienstbarkeit in das Grundbuch an den Wasser- und Ab-
wasserzweckverband „Bode-Wipper“ unmittelbar zu richten. 
 
Bernburg (Saale), den 28.04.2009 
 
 
gez. Gerstner 
Landrat 
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• Beschlüsse des Kreistages des 
Salzlandkreises vom 29.04.2009 

 
Der Kreistag des Salzlandkreises hat in 
seiner 14. Sitzung am 29.04.2009 zu fol-
genden Themen Beschlüsse in öffentlicher 
Sitzung gefasst:   
 
� Feststellung der Mittelfristigen 

Schulentwicklungsplanung des Salz-
landkreises für die Schuljahre 
2009/10 bis 2013/14 

 
Beschluss Nr. B/341/2009/2 
Der Kreistag beschließt die Mittelfristige 
Schulentwicklungsplanung des Salzland-
kreises für die Schuljahre 2009/10 bis 
2013/14 (Stand 31.03.2009). 
 
� Fortschreibung der Mittelfristigen 

Schulentwicklungsplanung für die 
Schuljahre 2004/05 bis 2008/09 für 
den berufsbildenden Bereich 

 
 
Beschluss Nr. B/342/2009/3 
1. Der Kreistag beschließt die Fusion der 

Berufsbildenden Schulen Bernburg 
(Saale) und Schönebeck (Elbe) zum 
01.08.2009. 

2. Damit einhergehend beschließt der 
Kreistag, dass die Berufsbildenden 
Schulen Bernburg (Saale) ab dem 
01.08.2009 als Außenstelle der Be-
rufsbildenden Schulen Schönebeck 
(Elbe) fungieren. 

 
 
� Projektvorschläge zur Umsetzung 

des Konjunkturpaketes II 
Hier: Impulsprogramm Schule 

 
Beschluss Nr. B/335/2009/4 
Der Kreistag beschließt die Projektvor-
schläge für 2009 einschließlich der Ände-
rung aus dem Nachtrag. 
 
 
� Haushaltssatzung des Salzland-

kreises für das Haushaltsjahr 2009 
- Bescheid des Landesverwal-
tungsamtes vom 06.04.2009 

 Hier: Pkt. 4 - Beitrittsbeschluss zur 
 Kreditermächtigung,  
 Pkt. 2 - Widerspruch gegen die 
 Entscheidung des Landesverwal-
 tungsamtes 

Beschluss Nr. B/356/2009/5 
1.  Der Kreistag fasst zu Punkt 4 des 
 Tenors des Bescheides des Lan-
 desverwaltungsamtes vom 
 06.04.2009 folgenden Beitrittsbe-
 schluss: 
 
Reduzierung der  
Kreditsumme  
 

in Höhe von 365.400 EUR 
 

Änderung von  
Maßnahmen im  
Vermögenshaushalt   
 

in Höhe von 344.100 EUR 
 

Erhöhung der Mittel 
Straßenbaulastzu-
weisungen  

in Höhe von   21.300 EUR 
 

 
Damit wird die Haushaltssatzung 2009 wie 
folgt geändert: 
 

§ 1 
 

Die Einnahmen und Ausgaben des Ver-
waltungshaushaltes bleiben unverändert. 
 
Vermögens-
haushalt 
                    neu 

Haushalts-
plan 

Verände-
rung   

Haushalts-
plan 

 - EUR  - - EUR – 
 

- EUR - 

Einnahmen  39.196.900 -344.100 38.852.800 
 

Ausgaben  39.196.900 -344.100 38.852.800 
 

 
§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kre-
ditaufnahmen für Investitionen und Investi-
tionsförderungsmaßnahmen (Krediter-
mächtigung) wird auf 5.644.600 EUR fest-
gesetzt. 
 
 
2.  Der Kreistag beschließt zu Punkt 2 

 des Tenors des Bescheides des 
 Landesverwaltungsamtes vom 
 06.04.2009 gegen die Anordnung, 
 bis zum 30.09.2009 weitere Konso-
 lidierungsmaßnahmen zu beschlie-
 ßen, Widerspruch einzulegen. 

 
3.  Der Kreistag beschließt die 
 Rechtsanwaltskanzlei ZENK (Ber-
 lin) gegebenenfalls mit der Durch-
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 führung des Klageverfahrens zu 
 beauftragen. 
 
Bernburg (Saale), 05. Mai 2009  
 
 
gez. Gerstner 
Landrat 
 
 
• Sitzung des Kreistages am 

13.05.2009 
 
Datum: Mittwoch, 13.05.2009, 17:00 Uhr 

 
Ort: 
 

Kreisverwaltung, Bernburg Haus 1 
Kreistagssitzungssaal  
(3. Obergeschoss), Karlsplatz 37  
in 06406 Bernburg (Saale)  
 

 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1 Geschäftsordnung 
 
1.1 Eröffnung der Sitzung 
 
1.2 Feststellung der ordnungsgemä-
 ßen Ladung, der Beschlussfähig-
 keit und der Tagesordnung 
 
1.3 Einwohnerfragestunde 
 
1.4 Bericht des Landrates über wichti-
 ge Angelegenheiten (§ 51 Abs. 2 
 LKO LSA) und Eilentscheidungen 
 (§ 51 Abs. 4 LKO LSA); Bekannt-
 gabe der Beschlüsse der nichtöf-
 fentlichen Sitzung des Kreistages 
 und der beschließenden Aus-
 schüsse (§ 39 Abs. 2 LKO LSA) 
 
2 Jahresrechnung 2007 des Land-
 kreises Aschersleben-Staßfurt, Ent-
 lastung 
 Beratung und Beschlussfassung - 
 Vorlage: B/348/2009 
 
3 Jahresrechnung 2007 des Land-
 kreises Bernburg, Entlastung 
 Beratung und Beschlussfassung - 
 Vorlage: B/349/2009 
 

4 Jahresrechnung 2007 des Land-
 kreises Schönebeck, Entlastung 
 Beratung und Beschlussfassung - 
 Vorlage: B/350/2009 
 
5 Zusammenführung der Gesell-
 schaft für Wirtschaftsförderung        
 Aschersleben - Staßfurt mbH und 
 der Gesellschaft zur Förderung der 
 Wirtschaft im Kreis Bernburg mbH - 
 WFG Bernburg - 
 Beratung und Beschlussfassung - 
 Vorlage: B/347/2009 
 
6 Wirtschaftsplan 2009 der Kommu-
 nalen Beschäftigungsagentur 
 Schönebeck 
 Beratung und Beschlussfassung - 
 Vorlage: B/346/2009 
 
7 1. Änderung der Geschäftsordnung 
 für den Kreistag und seine Aus-
 schüsse 
 Beratung und Beschlussfassung - 
 Vorlage: B/334/2009 
 
8 Sachkundige Einwohner in bera-
 tenden Ausschüssen – Abberu-.
 fung/Berufung 
 Beratung und Beschlussfassung - 
 Vorlage: B/338/2009 
 
9 Wahl von beratenden Mitgliedern 
 des Jugendhilfeausschusses 
 Beratung und Beschlussfassung - 
 Vorlage: B/344/2009 
 
10 Mittelfristige Schulentwicklungspla-
 nung 2009/10 bis 2013/14 für den  
 berufsbildenden Bereich – Rah-
 menvereinbarung des "Regional-
 verbundes Anhalt für berufliche 
 Bildung" 
 Beratung und Beschlussfassung - 
 Vorlage: B/351/2009 
 
11 Fortschreibung der Mittelfristigen 
 Schulentwicklungsplanung für die 
 Schuljahre 2004/05 bis 2008/09 für 
 den berufsbildenden Bereich - 
 Ausbildung der Verwaltungsfach-
 angestellten im Salzlandkreis 
 Beratung und Beschlussfassung - 
 Vorlage: B/352/2009 
 
12 Mittelfristige Schulentwicklungspla-
 nung für die Schuljahre 2009/10 bis 
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 2013/14 für den allgemein bilden-
 den Bereich - Vereinbarung mit 
 dem Landkreis Börde zur Beschu-
 lung von Schülern am Gymnasium 
 Egeln 
 Beratung und Beschlussfassung - 
 Vorlage: B/353/2009 
 
13 Nutzungs- und Gebührensatzung 
 für kreiseigene Sportstätten 
 Beratung und Beschlussfassung - 
 Vorlage: B/354/2009 
 
14 Sozialraumanalyse für den Salz-
 landkreis (Datenbasis 2007 und 
 2008) 
 Beratung und Beschlussfassung - 
 Vorlage: B/343/2009 
 
15 Jahresbericht der Kommunalen 
 Beschäftigungsagentur Schöne-
 beck 2008 
 Vorlage: M/139/2009 
 
16 Jahresbericht 2008 Arbeitsgemein-
 schaft SGB II Aschersleben-Staß-
 furt 
 Vorlage: M/146/2009 
 
17 Jahresbericht Amt für Arbeitsförde-
 rung für das Jahr 2008 
 Vorlage: M/135/2009 
 
18 Jahresbericht des Amtes Bera-
 tungsdienste nach dem SGB II und 
 XII des Salzlandkreises über das 
 Jahr 2008 (Kommunal flankierende 
 Leistungen) 
 Vorlage: M/136/2009 
 
19 Tätigkeitsbericht 2008 der Psycho-
 sozialen Beratung und Betreuung 
 des Paritätischen Integrativen 
 Netzwerkes e. V. 
 Vorlage: M/137/2009 
 
20 Tätigkeitsbericht 2008 der Schuld-
 ner- und Verbraucherinsolvenzbe-
 ratung des Paritätischen Integrati-
 ven Netzwerkes e. V. 
 Vorlage: M/138/2009 
 
21 Jahresbericht 2008 der Suchtbera-
 tungs- und Behandlungsstelle 
 Schönebeck (AWO Kreisverband 
 Salzland e. V.) 
 Vorlage: M/140/2009 

22 Anfragen und Anregungen von 
 Mitgliedern des Kreistages  
 (§ 33 Abs. 6 LKO LSA) 
 
23 Schließung des öffentlichen Teils 
 der Sitzung 
 
 
 
Nichtöffentlicher Teil 
 
24 Geschäftsordnung 
 
24.1 Feststellen der Tagesordnung des 
 nichtöffentlichen Teils 
 
24.2 Bericht des Landrates über wichti-
 ge Angelegenheiten (§ 51 Abs. 2 
 LKO LSA) und Eilentscheidungen 
 (§ 51 Abs. 4 LKO LSA) 
 
25 Vergabeangelegenheit "Campus 
 Technicus" Bernburg (Saale) 
 Beratung und Beschlussfassung - 
 Vorlage: B/357/2009 
 
26 Kreditaufnahme 
 Beratung und Beschlussfassung - 
 Vorlagen: B/331/2009, 
 B/331/2009/1 
 
27 Information zur Umschuldung eines 
 Kredites 
 Vorlage: M/143/2009 
 
28 Anfragen und Anregungen von 
 Mitgliedern des Kreistages  
 (§ 33 Abs. 6 LKO LSA) 
 
29 Schließung des nichtöffentlichen 
 Teils der Sitzung 
 
 
gez. Frank Zedler 
Vorsitzender des Kreistages 
 
 
• Bundestagswahl am 27.09.2009 
 Öffentliche Bekanntmachung des
 Kreiswahlleiters des Wahlkreises 72 
 - Anhalt 

 
Aufforderung zur Einreichung von 
Kreiswahlvorschlägen 
 
Gem. § 32 Abs. 1 der Bundeswahlordnung 
– BWO – in der Fassung der Bekanntma-
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chung vom 19. April 2002 (BGBl. I S. 
1376), zuletzt geändert Art. 1 der Zweiten 
Verordnung zur Änderung der Bundes-
wahlordnung und der Europawahlordnung 
vom 03. Dezember 2008 (BGBl. I S. 
2378), fordere ich hiermit auf,  
 

Kreiswahlvorschläge für die Wahl  
zum 17. Deutschen 

Bundestag am 27.09.2009 
 
möglichst frühzeitig einzureichen. 
 
Die Wahlvorschläge für den Wahlkreis 72 
Anhalt, 
bestehend aus den Gemeinden des 
Landkreises Anhalt-Bitterfeld und nach-
folgenden Gemeinden des Salzland-
kreises: 
Stadt Alsleben (Saale), Amesdorf, 
Baalberge, Stadt Bernburg (Saale), 
Biendorf, Borne, Cörmigk, Edlau, Stadt 
Egeln, Etgersleben, Gerbitz, Gerlebogk, 
Giersleben, Gröna, Stadt Güsten, Ha-
keborn, Stadt Hecklingen, Ilberstedt, 
Stadt Könnern, Latdorf, Neugattersle-
ben, Neundorf (Anhalt), Stadt Nienburg 
(Saale), Peißen, Plötzkau, Pobzig, Po-
ley, Preußlitz, Schackstedt, Stadt Staß-
furt, Tarthun, Unseburg, Wedlitz, Wes-
teregeln, Wiendorf, Wohlsdorf, Wol-
mirsleben 
 
müssen bis spätestens 

 
am Donnerstag, den 23.07.2009, 

18.00 Uhr 
 
schriftlich beim Kreiswahlleiter des Wahl-
kreises 72 unter der Anschrift: 
 
Landkreis Anhalt-Bitterfeld 
Der Kreiswahlleiter 
Am Flugplatz 1 
06366 Köthen (Anhalt) 
 
oder im Zimmer 254 eingereicht werden 
(§ 19 des Bundeswahlgesetzes - BWG - in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. Juli 1993, BGBl. I S. 1288, 1594, zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 17. März 2008 (BGBI. I S. 394). 
 
Für die Einreichung der Wahlvorschläge 
für den Wahlkreis 72 Anhalt gebe ich fol-
gende Hinweise: 

1. Einreichung von Kreiswahlvorschlä-
gen 
 
1.1 Allgemeine Bestimmungen 
 
Die Wahlvorschläge sollten nach Möglich-
keit so rechtzeitig vor Ablauf des o.g. Ter-
mins eingereicht werden, dass etwaige 
Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvor-
schläge berühren, noch vor Ablauf der 
Frist behoben werden können. 
 
Die Einreichungsfrist ist eine Ausschluss-
frist. Ein verspätet eingegangener Wahl-
vorschlag ist daher unheilbar ungültig und 
muss vom Kreiswahlausschuss zurückge-
wiesen werden (§ 25 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1, 
§ 26 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BWG). 
 
Zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen 
sind sowohl Parteien als auch einzelne 
Wahlberechtigte sowie Gruppen von 
Wahlberechtigten (Wählergruppen) befugt 
(§ 18 Abs. 1 i.V.m. § 20 BWG). 
 
Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Na-
men eines/r Bewerbers/in enthalten. Je-
de/r Bewerber/in kann nur in einem Wahl-
kreis und hier nur in einem Kreiswahlvor-
schlag benannt werden. Als Bewerber/in 
kann nur vorgeschlagen werden, wer sei-
ne Zustimmung hierzu schriftlich erteilt 
hat; die Zustimmung ist unwiderruflich (§ 
20 Abs. 1 BWG). 
 
Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem 
Muster der Anlage 13 BWO eingereicht 
werden. 
Er muss enthalten (§ 34 Abs. 1 BWO): 
a)  Familiennamen, Vornamen, Beruf oder 

Stand, Geburtsdatum, Geburtsort und 
Anschrift (Hauptwohnung) des/r Be-
werbers/in, 

b)  den Namen der einreichenden Partei 
und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese, bei anderen 
Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort 
(§ 20 Abs. 4 BWG). 

 
Dem Kreiswahlvorschlag sind gem. § 34 
Abs. 5 BWO in jedem Fall folgende Anla-
gen beizufügen: 
 
a)  die Erklärung des/r vorgeschlagenen 

Bewerbers/in nach dem Muster der 
Anlage 15 BWO, dass er/sie sei-
ner/ihrer Aufstellung zustimmt und für 
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keinen anderen Wahlkreis die Zu-
stimmung zur Benennung als Bewer-
ber/in gegeben hat, 

b)  eine Bescheinigung der zuständigen 
Gemeindebehörde nach dem Muster 
der Anlage 16 BWO, dass der/die 
vorgeschlagene Bewerber/in wählbar 
ist. 

 
In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine 
Vertrauensperson und eine stellvertreten-
de Vertrauensperson bezeichnet werden. 
Fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Per-
son, die als Erste unterzeichnet hat, als 
Vertrauensperson und diejenige, die als 
Zweite unterzeichnet hat, als stellvertre-
tende Vertrauensperson (§ 22 Abs. 1 
BWG i.V.m. § 34 Abs. 1 Satz 3 BWO). 
Soweit das Bundeswahlgesetz nichts an-
deres bestimmt, sind nur die Vertrauens-
person und die stellvertretende Vertrau-
ensperson, jede für sich, berechtigt, ver-
bindliche Erklärungen zum Kreiswahlvor-
schlag abzugeben und entgegenzuneh-
men (§ 22 Abs. 2 BWG). 
 
Die Vordrucke zur Einreichung der Kreis-
wahlvorschläge können im Landkreis An-
halt-Bitterfeld, Am Flugplatz 1, 06366 
Köthen (Anhalt), Zimmer 265 und Zimmer 
258, angefordert oder abgeholt werden 
(Tel.: 03496/60 15 40, 03496/60 15 32, 
Fax: 03496/60 15 02, E-Mail: 
wahlen@anhalt-bitterfeld.de, 
 
1.2 Zusätzliche Bestimmungen für Par-
teien 
 
Parteien haben zusätzlich Folgendes zu 
beachten: 
 
Eine Partei kann in jedem Wahlkreis nur 
einen Kreiswahlvorschlag einreichen (§ 18 
Abs. 5 BWG). 
 
Als Bewerber/in einer Partei kann in einem 
Kreiswahlvorschlag nur benannt werden, 
wer nicht Mitglied einer anderen Partei ist 
und in einer Mitgliederversammlung zur 
Wahl eines/r Wahlkreisbewerbers/in oder 
in einer besonderen oder allgemeinen Ver-
treterversammlung hierzu gewählt worden 
ist (§ 21 Abs. 1 S. 1 BWG). 
 
Mitgliederversammlung zur Wahl eines 
Wahlkreisbewerbers ist eine Versammlung 
der im Zeitpunkt des Zusammentritts im 

Wahlkreis zum Deutschen Bundestag 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei. 
Besondere Vertreterversammlung ist 
eine Versammlung der von einer derarti-
gen Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte 
gewählten Vertreter/innen. 
Allgemeine Vertreterversammlung ist 
eine nach der Satzung der Partei (§ 6 Par-
teiengesetz -ParteiG -) allgemein für be-
vorstehende Wahlen von einer derartigen 
Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte be-
stellte Versammlung (§ 21 Abs. 1 BWG). 
Die Bewerber/innen und die Vertre-
ter/innen für die Vertreterversammlung 
werden in geheimer Abstimmung gewählt. 
Jede/r stimmberechtigte Teilnehmer/in der 
Versammlung ist hierbei vorschlagsbe-
rechtigt. Den Bewerbern/innen ist Gele-
genheit zu geben, sich und ihr Programm 
der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. 
Die Wahlen dürfen frühestens 32 Monate, 
für die Vertreterversammlungen frühes-
tens 29 Monate nach Beginn der Wahlpe-
riode des 16. Deutschen Bundestages 
stattfinden (§ 21 Abs. 3 BWG). Der Vor-
stand des Landesverbandes oder, wenn 
Landesverbände nicht bestehen, die Vor-
stände der nächstniedrigen Gebietsver-
bände, in deren Bereich der Wahlkreis 
liegt, oder eine andere in der Parteisat-
zung hierfür vorgesehene Stelle können 
gegen den Beschluss einer Mitglieder- o-
der Vertreterversammlung Einspruch er-
heben. Auf einen solchen Einspruch ist die 
Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis 
ist endgültig (§ 21 Abs. 4 BWG). 
 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Wahl des/r Bewerbers/in mit Angaben 
über Ort und Zeit der Versammlung, Form 
der Einladung, Zahl der erschienenen Mit-
glieder und  Ergebnis der Abstimmung 
nach dem Muster der Anlage 17 BWO ist 
mit dem  Kreiswahlvorschlag einzureichen. 
Hierbei haben der/die Leiter/in der Ver-
sammlung und zwei von dieser bestimmte 
Teilnehmer/innen gegenüber dem Kreis-
wahlleiter nach dem Muster der Anlage 18 
BWO an Eides statt zu versichern, dass 
die Wahl der Bewerber/innen in geheimer 
Abstimmung erfolgt ist, dass jede/r stimm-
berechtigte Teilnehmer/in der Versamm-
lung vorschlagsberechtigt war und dass 
die Bewerber/innen Gelegenheit hatten, 
sich und ihr Programm der Versammlung 
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in angemessener Zeit vorzustellen (§ 21 
Abs. 6 BWG, § 34 Abs. 5 Nr. 3a BWO). 
 
Außerdem ist dem Kreiswahlvorschlag ei-
ne Versicherung an Eides statt des/r 
vorgeschlagenen Bewerbers/in gegenüber 
dem Kreiswahlleiter nach dem Muster der 
Anlage 15 BWO beizufügen, in der 
der/die Bewerber/in versichert, dass er/sie 
nicht Mitglied einer anderen als der den 
Wahlvorschlag einreichenden Partei ist (§ 
34 Abs. 5 Nr. 3b BWO). 
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien sind 
von mindestens drei Mitgliedern des 
Vorstandes des Landesverbandes, darun-
ter dem/der Vorsitzenden oder dem/der 
stellvertretenden Vorsitzenden, persönlich 
und handschriftlich zu unterzeichnen. Hat 
eine Partei in einem  Land keinen Landes-
verband oder keine einheitliche Landesor-
ganisation, so müssen die Kreiswahlvor-
schläge von den Vorständen der nächst-
niedrigen Gebietsverbände, in deren Be-
reich der Wahlkreis liegt, entsprechend 
unterzeichnet sein. Die Unterschriften des 
einreichenden Vorstandes genügen, wenn 
er innerhalb der Einreichungsfrist nach-
weist, dass dem Landeswahlleiter eine 
schriftliche, entsprechend unterzeichnete 
Vollmacht der anderen beteiligten Vor-
stände vorliegt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 BWG, 
§ 34 Abs. 2 BWO). 
 
 
1.3 Bestimmungen für nicht im Bundes-
tag oder einem Landtag vertretene Par-
teien  
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien, die im 
Deutschen Bundestag oder einem 
Landtag seit deren letzter Wahl nicht 
auf Grund eigener Wahlvorschläge un-
unterbrochen mit mindestens fünf Ab-
geordneten vertreten waren (§ 18 Abs. 
2 BWG), müssen außerdem - zu den in 
1.1 und 1.2 genannten Voraussetzungen - 
von mindestens 200 Wahlberechtigten 
des Wahlkreises persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein. Die 
Wahlberechtigung der Unterzeich-
ner/innen muss im Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein und ist bei Ein-
reichung des Kreiswahlvorschlages nach-
zuweisen. Das Erfordernis von 200 Unter-
schriften gilt nicht für Kreiswahlvorschläge 

von Parteien nationaler Minderheiten (§ 20 
Abs. 2 BWG). 
 
Parteien nach § 18 Abs. 2 BWG können 
als solche einen Wahlvorschlag nur einrei-
chen, wenn sie spätestens am 
29.06.2009 (90. Tag vor der Wahl) dem 
Bundeswahlleiter, 65180 Wiesbaden, ihre 
Beteiligung an der Wahl schriftlich an-
gezeigt haben und der Bundeswahlaus-
schuss ihre Parteieigenschaft festgestellt 
hat. In der Anzeige ist anzugeben, unter 
welchem Namen sich die Partei an der 
Wahl beteiligen will. Die Anzeige muss 
von mindestens drei Mitgliedern des Bun-
desvorstandes, darunter dem/der Vorsit-
zenden oder dem/der stellvertretenden 
Vorsitzenden, persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein. Hat eine Partei 
keinen Bundesvorstand, so tritt der Vor-
stand der jeweils obersten Parteiorganisa-
tion an die Stelle des Bundesvorstandes.  
Die schriftliche Satzung und das schrift-
liche Programm der Partei sowie der 
Nachweis über die satzungsgemäße 
Bestellung des Vorstandes sind der An-
zeige beizufügen (§ 18 Abs. 2 BWG). 
Die Anzeigefrist ist eine Ausschlussfrist. 
Eine nach dem 29.06.2009 eingereichte 
Anzeige ist unheilbar unwirksam (§ 25 
Abs. 2 Satz 2 Ziffer 3 BWG). Vorsorglich 
weise ich darauf hin, dass die Anzeige 
gem. § 18 Abs. 2 BWG nicht durch die 
Übersendung der Unterlagen gem. § 6 
Abs. 3 ParteiG ersetzt wird. 
 
Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindes-
tens 200 Wahlberechtigten des Wahlkrei-
ses unterzeichnet sein, so sind die Unter-
schriften auf amtlichen Formblättern 
nach Anlage 14 BWO unter Beachtung 
folgender Vorschriften zu erbringen (§ 34 
Abs. 4 BWO): 
 
a)  Die Formblätter werden auf Anforde-

rung vom Kreiswahlleiter kostenfrei ge-
liefert; er kann sie auch als Druck-
vorlage oder elektronisch bereitstel-
len. Bei der Anforderung sind Famili-
enname, Vornamen und Anschrift 
(Hauptwohnung) des/der vorzuschla-
genden Bewerbers/in anzugeben. Wird 
bei der Anforderung der Nachweis er-
bracht, dass für den/die Bewerber/in 
im Melderegister eine Auskunftssperre 
gem. den § 21 Abs. 5 des Melde-
rechtsrahmengesetzes entsprechen-
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den Landesmeldegesetzen eingetra-
gen ist, wird anstelle seiner/ihrer An-
schrift ( Hauptwohnung) eine Erreich-
barkeitsanschrift verwendet; die Anga-
be eines Postfachs genügt nicht. Als 
Bezeichnung des Trägers des Wahl-
vorschlages, der den Kreiswahlvor-
schlag einreichen will, sind außerdem 
bei Parteien (Buchstabe A auf dem 
Formblatt) deren Namen und, sofern 
sie eine Kurzbezeichnung verwenden, 
auch diese anzugeben; bei anderen 
Kreiswahlvorschlägen (Buchstabe B 
auf dem Formblatt) ist deren Kennwort 
anzugeben. Für den Fall, dass die Par-
teieigenschaft einer Vereinigung durch 
den Bundeswahlausschuss nicht fest-
gestellt wird, besteht die Möglichkeit 
für den/die  Unterzeichner/in, durch 
seine/ihre Unterschrift den Kreiswahl-
vorschlag der v.g. Vereinigung als an-
deren Kreiswahlvorschlag zu unter-
stützen (Zusatz für A auf dem Form-
blatt). 

b)  Die Wahlberechtigten, die einen Kreis-
wahlvorschlag unterstützen, müssen 
die Erklärung auf dem Formblatt per-
sönlich und handschriftlich unterzeich-
nen; neben der Unterschrift sind Fami-
lienname, Vornamen, Geburtsdatum 
und Anschrift (Hauptwohnung) des/r 
Unterzeichners/in sowie der Tag der 
Unterzeichnung anzugeben. 

c)  Für jede/n Unterzeichner/in ist auf dem 
Formblatt (Anlage 14 BWO) oder ge-
sondert (ebenfalls Anlage 14 BWO) ei-
ne Bescheinigung der Gemeindebe-
hörde, bei der er/sie ins Wählerver-
zeichnis einzutragen ist, beizufügen, 
aus der hervorgeht, dass er/sie zum 
Zeitpunkt der Unterzeichnung im 
betreffenden Wahlkreis wahlberechtigt 
ist. 

d)  Ein/e Wahlberechtigte/r darf nur einen 
Kreiswahlvorschlag unterzeichnen; hat 
jemand mehrere Kreiswahlvorschläge 
unterzeichnet, so ist die Unterschrift 
auf allen Kreiswahlvorschlägen ungül-
tig. 

e)  Kreiswahlvorschläge von Parteien dür-
fen erst nach Aufstellung des/r Bewer-
bers/in durch eine Mitglieder- oder Ver-
treterversammlung unterzeichnet wer-
den. Vorher geleistete Unterschriften 
sind ungültig. 

 

1.4 Zusätzliche Bestimmungen für Wäh-
lergruppen oder einzelne Wahlberech-
tigte 
(andere Kreiswahlvorschläge) 
 
Andere Kreiswahlvorschläge – also Kreis-
wahlvorschläge von Wählergruppen oder 
einzelnen Wahlberechtigten – müssen e-
benfalls, wie in Abschnitt 1.3 erläutert, von 
mindestens 200 Wahlberechtigten des 
Wahlkreises persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein (§ 20 Abs. 3 BWG). 
Die Wahlberechtigung der Unterzeich-
ner/innen muss zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein und ist bei Ein-
reichung des Kreiswahlvorschlages nach-
zuweisen (§ 20 Abs. 2 Satz 2, 2. Halbsatz 
BWG). 
Bei anderen Kreiswahlvorschlägen haben 
drei Unterzeichner/innen des Wahlvor-
schlages ihre Unterschriften auf dem 
Kreiswahlvorschlag (Anlage 13 BWO) 
selbst zu leisten (§ 34 Abs. 3 BWO). Ab-
schnitt 1.3 Buchstaben c) und d) dieser 
Bekanntmachung gelten entsprechend (§ 
34 Abs. 3 und § 34 Abs. 4 Nr. 3 und 4 
BWO). 
 
2. Zurücknahme und Änderung von 
Kreiswahlvorschlägen 
 
Ein Kreiswahlvorschlag kann durch ge-
meinsame schriftliche Erklärung der Ver-
trauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensper-
son zurückgenommen werden, solange 
nicht über seine Zulassung entschieden 
ist. Ein von mindestens 200 Wahlberech-
tigten unterzeichneter Kreiswahlvorschlag 
kann auch von der Mehrheit der Unter-
zeichner/innen durch eine von ihnen per-
sönlich und handschriftlich vollzogene Er-
klärung zurückgenommen werden (§ 23 
BWG). 
 
Ein Kreiswahlvorschlag kann nach Ablauf 
der Einreichungsfrist nur durch gemein-
same schriftliche Erklärung der Vertrau-
ensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson und nur dann geändert 
werden, wenn der/die Bewerber/in stirbt 
oder die Wählbarkeit verliert. Das Verfah-
ren nach § 21 BWG (Aufstellung von 
Parteibewerbern) braucht nicht eingehal-
ten zu werden, der Unterstützungsunter-
schriften nach § 20 Abs. 2 und Abs. 3 
BWG bedarf es nicht. Nach der Entschei-
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dung über die Zulassung eines Kreiswahl-
vorschlages (§ 26 Abs. 1 Satz 1 BWG) ist 
jede Änderung ausgeschlossen (§ 24 
BWG). 
 
3. Zulassung und Zurückweisung von 
Kreiswahlvorschlägen 
 
Die Kreiswahlvorschläge werden unver-
züglich nach Eingang geprüft. Werden 
Mängel festgestellt, so benachrichtigt der 
Kreiswahlleiter sofort die Vertrauensper-
son und fordert sie auf, behebbare Mängel 
rechtzeitig zu beseitigen (§ 25 Abs. 1 
BWG). Nach Ablauf der Einreichungsfrist 
können nur noch Mängel an sich gültiger 
Wahlvorschläge behoben werden. 
Ein gültiger Wahlvorschlag liegt gem. § 25 
Abs. 2 BWG nicht vor, wenn 
a)  die Form und Frist nach § 19 BWG 

nicht gewahrt ist, 
b)  die nach § 20 Abs. 2 Sätze 1 und 2 

sowie Abs. 3 BWG erforderlichen gül-
tigen Unterschriften mit dem Nachweis 
der Wahlberechtigung der Unterzeich-
ner/innen fehlen, es sei denn, der 
Nachweis kann infolge von Umstän-
den, die der Wahlvorschlagsberechtig-
te nicht zu vertreten hat, nicht rechtzei-
tig erbracht werden, 

c)  bei einem Parteiwahlvorschlag die 
Parteibezeichnung fehlt, die nach § 18 
Abs. 2 BWG erforderliche Feststellung 
der Parteieigenschaft abgelehnt wor-
den ist oder die Nachweise des § 21 
BWG (Aufstellung von Parteibewer-
bern) nicht erbracht worden sind, 

d)  der/die Bewerber/in mangelhaft be-
zeichnet ist, so dass seine/ihre Person 
nicht feststeht oder 

e)  die Zustimmungserklärung des/r Be-
werbers/in fehlt. 

 
Nach der Entscheidung des Kreiswahl-
ausschusses über die Zulassung eines 
Kreiswahlvorschlages (§ 26 Abs. 1 Satz 1 
BWG) ist jede Mängelbeseitigung ausge-
schlossen (§ 25 Abs. 3 BWG). 
Gegen Verfügungen des Kreiswahlleiters 
im Mängelbeseitigungsverfahren kann die 
Vertrauensperson den Kreiswahlaus-
schuss anrufen (§ 25 Abs. 4 BWG). 
 
Über die Zulassung der Kreiswahlvor-
schläge entscheidet der Kreiswahlaus-
schuss gem. § 26 Abs. 1 BWG am 
31.07.2009 (58. Tag vor der Wahl). Zu der 

Sitzung des Kreiswahlausschusses, in der 
über die Zulassung der Kreiswahlvor-
schläge entschieden wird, werden die Ver-
trauenspersonen der Kreiswahlvorschläge 
eingeladen (§ 36 Abs. 1 BWO). Außerdem 
werden Ort, Zeit und Gegenstand der Ver-
handlungen des Kreiswahlausschusses 
gem. § 5 Abs. 3 BWO öffentlich bekannt 
gemacht. 
Gem. § 26 Abs. 1 Satz 2 BWG hat der 
Kreiswahlausschuss Kreiswahlvorschläge 
zurückzuweisen, wenn sie  
 
a)  verspätet eingereicht worden sind oder 
b)  den Anforderungen nicht entsprechen, 

die durch das Bundeswahlgesetz und 
die Bundeswahlordnung aufgestellt 
sind, es sei denn, dass in den Vor-
schriften des Bundeswahlgesetzes et-
was anderes bestimmt ist. 

 
Weist der Kreiswahlausschuss einen 
Kreiswahlvorschlag zurück, so kann bin-
nen drei Tagen nach Bekanntgabe der 
Entscheidung Beschwerde an den Lan-
deswahlausschuss des Landes Sachsen-
Anhalt eingelegt werden. Beschwerdebe-
rechtigt sind die Vertrauensperson des 
Kreiswahlvorschlages, der Bundeswahllei-
ter und der Kreiswahlleiter.  
Der Bundeswahlleiter und der Kreiswahl-
leiter können auch gegen eine Entschei-
dung, durch die ein Kreiswahlvorschlag 
zugelassen wird, Beschwerde erheben. In 
der Beschwerdeverhandlung sind die er-
schienenen Beteiligten zu hören. Die Ent-
scheidung über die Beschwerde muss 
spätestens am 06.08.2009 (52. Tag vor 
der Wahl) getroffen werden (§ 26 Abs. 2 
BWG). 
 
Der Kreiswahlleiter macht die zugelasse-
nen Kreiswahlvorschläge spätestens am 
10.08.2009 (48. Tag vor der Wahl) öffent-
lich bekannt (§ 26 Abs. 3 BWG, § 38 
BWO). 
 
 
Köthen (Anhalt), 05. Mai 2009 
 
 
gez. Böddeker 
Kreiswahlleiter für den  
Wahlkreis 72 – Anhalt 
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B. Amtliche Bekanntmachungen der 
Städte, Gemeinden und Verwal-
tungsgemeinschaften 

 
Stadt Bernburg (Saale) 
 
• Öffentliche Bekanntmachung über 

die Auslegung des Wählerverzeich-
nisses und die Erteilung von Wahl-
scheinen für die Wahl zum Europäi-
schen Parlament am 7. Juni 2009 
 

1. Das Wählerverzeichnis zur Wahl 
zum Europäischen Parlament für die 
Wahlbezirke der Stadt Bernburg (Saale) 
wird in der Zeit 

 
vom 18. Mai 2009 bis 22. Mai 2009 

 
während der Dienststunden montags bis 
freitags von 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr, diens-
tags 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr und donners-
tags 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr im Einwoh-
nermeldeamt der Verwaltungsgemein-
schaft Bernburg, Schlossgartenstraße 16 
in 06406 Bernburg (Saale), Gebäude II, 
Raum 013 für Wahlberechtigte zur Ein-
sichtnahme bereit gehalten. 
Der Wahlberechtigte kann die Richtigkeit 
oder Vollständigkeit der zu seiner Person 
im Wählerverzeichnis eingetragenen Da-
ten überprüfen. Sofern ein Wahlberechtig-
ter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der 
Daten von anderen im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Personen überprüfen will, 
hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, 
aus denen sich eine Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit des Wählerverzeichnis-
ses ergeben kann. Das Recht auf Über-
prüfung besteht nicht hinsichtlich der Da-
ten von Wahlberechtigten, für die im Mel-
deregister ein Sperrvermerk gemäß den § 
21 Abs. 5 des Melderechtsrahmengeset-
zes entsprechenden Vorschriften der Lan-
desmeldegesetze eingetragen ist. 
Das Wählerverzeichnis wird im automati-
sierten Verfahren geführt. Die Einsicht-
nahme ist durch ein Datensichtgerät mög-
lich. 
Wählen kann nur, wer in das Wähler-
verzeichnis eingetragen ist oder einen 
Wahlschein hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für un-
richtig oder für unvollständig hält, kann in-
nerhalb der Auslegungsfrist, spätestens 
am 22. Mai 2009 bis 12:00 Uhr, bei der 

Verwaltungsgemeinschaft Bernburg, 
Schlossgartenstraße 16 in 06406 Bern-
burg (Saale), Gebäude II, Raum 013 Ein-
spruch einlegen. 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch 
Erklärung zur Niederschrift eingelegt wer-
den. 
 
3. Wahlberechtigte, die in das Wähler-
verzeichnis eingetragen sind, erhalten bis 
spätestens zum 17. Mai 2009 eine Wahl-
benachrichtigung. 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten 
hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, 
muss Einspruch gegen das Wählerver-
zeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr 
laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht 
ausüben kann. 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in 
das Wählerverzeichnis eingetragen 
werden und die bereits einen Wahl-
schein und Briefwahlunterlagen bean-
tragt haben, erhalten keine Wahlbe-
nachrichtigung. 
 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an 
der Wahl im Salzlandkreis durch Stimm-
abgabe in einem beliebigen Wahlraum 
dieses Kreises 
oder 

 durch Briefwahl teilnehmen. 
 

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
5.1 ein in das Wählerverzeichnis einge-
tragener Wahlberechtigter,  
5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis 
eingetragener Wahlberechtigter, 
 
a) wenn er nachweist, dass er ohne 

sein Verschulden die Antragsfrist 
auf Aufnahme in das Wählerver-
zeichnis bei Deutschen nach § 17 
Abs. 1 Europawahlordnung, bei U-
nionsbürgern nach § 17 a Abs. 2 
Europawahlordnung (bis 17. Mai 
2009) oder die Einspruchsfrist ge-
gen das Wählerverzeichnis nach     
§ 21 Abs. 1 Europawahlordnung 
(bis zum 22. Mai 2009) versäumt 
hat, 

 
b) wenn sein Recht auf Teilnahme an 

der Wahl erst nach Ablauf der An-
tragsfristen bei Deutschen nach     
§ 17 Abs. 1 EuWO, bei Unionsbür-
gern nach § 17a Abs. 2 EuWO oder 
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nach § 21 Abs. 1 EuWO entstan-
den ist, 

c) wenn sein Wahlrecht im Ein-
spruchsverfahren festgestellt wor-
den und die Feststellung erst nach 
Abschluss des Wählerverzeichnis-
ses zur Kenntnis der Gemeindebe-
hörde gelangt ist. 

 
Wahlscheine können von in das Wähler-
verzeichnis eingetragenen Wahlberechtig-
ten bis zum 5. Juni 2009, 18:00 Uhr, bei 
der Gemeindebehörde mündlich, schrift-
lich oder elektronisch beantragt werden. 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkran-
kung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes 
nicht oder nur unter nicht zumutbaren 
Schwierigkeiten möglich macht, kann der 
Antrag noch bis zum Wahltage, 15:00 Uhr, 
gestellt werden. 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, 
dass ihm der beantragte Wahlschein nicht 
zugegangen ist, kann ihm bis zum Tag vor 
der Wahl, 12:00 Uhr, ein neuer Wahl-
schein erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetra-
gene Wahlberechtigte können aus den un-
ter Nr. 5.2 Buchstaben a bis c angegebe-
nen Gründen den Antrag auf Erteilung ei-
nes Wahlscheines noch bis zum Wahlta-
ge, 15:00Uhr, stellen. 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, 
muss durch Vorlage einer schriftlichen 
Vollmacht nachweisen, dass er dazu be-
rechtigt ist. Ein behinderter Wahlberechtig-
ter kann sich bei der Antragstellung der 
Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 
6. Mit dem Wahlschein erhält der 
Wahlberechtigte: 
 
-  einen amtlichen Stimmzettel, 
-  einen amtlichen blauen Stimmzet-
 telumschlag, 
-  einen amtlichen, mit der Anschrift, 
 an die der Wahlbrief zurückzusen-
 den ist, versehenen roten Wahl-
 briefumschlag und 
-  ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
Die Abholung von Wahlschein und Brief-
wahlunterlagen für einen anderen ist nur 
möglich, wenn die Berechtigung zur Emp-
fangnahme der Unterlagen durch Vorlage 
einer schriftlichen Vollmacht nachgewie-
sen wird und die bevollmächtigte Person 

nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; 
dies hat sie der Gemeindebehörde vor 
Empfangnahme der Unterlagen schriftlich 
zu versichern. Auf Verlangen hat sich die 
bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den 
Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem 
Wahlschein so rechtzeitig an die angege-
bene Stelle absenden, dass der Wahlbrief 
dort spätestens am Wahltage bis 18:00 
Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundes-
republik Deutschland ohne besondere 
Versendungsform ausschließlich von der 
Deutschen Post AG unentgeltlich beför-
dert. Er kann auch bei der auf dem Wahl-
brief angegebenen Stelle abgegeben wer-
den. 
 
Bernburg (Saale), 4. Mai 2009 
 
 
gez. Schütze 
Oberbürgermeister 
 
 
• Bekanntmachung über die Möglich-

keit der Einsichtnahme in das Wäh-
lerverzeichnis und die Erteilung von 
Wahlscheinen für die Kommunal-
wahlen (Gemeinderatswahl und Ort-
schaftsratswahl) am 7. Juni 2009 

 
1. Zeit und Ort der Einsichtnahme 
Das Wählerverzeichnis zu den Kommu-
nalwahlen für die Wahlbezirke der Stadt 
Bernburg (Saale) ist 
 

vom 18. Mai 2009 bis 23. Mai 2009 
 
während der Dienststunden montags bis 
freitags von 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr, diens-
tags 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr, donnerstags 
14:00 Uhr bis 16:00 Uhr und samstags 
9:00 Uhr bis 10:00 Uhr im Einwohnermel-
deamt der Verwaltungsgemeinschaft 
Bernburg, Schlossgartenstraße 16 in 
06406 Bernburg (Saale), Gebäude II, 
Raum 013 einzusehen. Die Möglichkeit 
der Einsichtnahme endet am 23. Mai 
2009. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automati-
sierten Verfahren geführt. Die Einsicht-
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nahme ist durch ein Datensichtgerät mög-
lich. 
 
Die wahlberechtigte Person kann verlan-
gen, dass in dem Wählerverzeichnis wäh-
rend der Auslegungsfrist der Tag der Ge-
burt unkenntlich gemacht wird. 
 
Wählen kann nur, wer in das Wähler-
verzeichnis eingetragen ist oder einen 
Wahlschein hat. 
 
2. Berichtigung des Wählerver-
zeichnisses 
Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig 
oder für unvollständig hält, kann während 
der Frist der Einsichtnahme, spätestens 
am 23. Mai 2009, bei der Verwaltungsge-
meinschaft Bernburg, Schlossgartenstraße 
16 in 06406 Bernburg (Saale), Gebäude II, 
Raum 013 schriftlich oder durch Erklärung 
zur Niederschrift eine Berichtigung des 
Wählerverzeichnisses beantragen. Wer 
einen Antrag auf Berichtigung des Wäh-
lerverzeichnisses stellt, hat die erforderli-
chen Beweismittel beizubringen, sofern 
die behaupteten Tatsachen nicht offen-
kundig sind (§ 19 KWO). 
 
3. Wahlbenachrichtigung 
Wahlberechtigte, die in das Wählerver-
zeichnis eingetragen sind, erhalten bis 
spätestens zum 13. Mai 2009 eine Wahl-
benachrichtigung. 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten 
hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, 
muss zur Sicherung seines Wahlrechts 
das Wählerverzeichnis einsehen und ge-
gebenenfalls während der Frist zur Ein-
sichtnahme einen Antrag auf Berichtigung 
des Wählerverzeichnisses stellen. 
Wählen kann nur der Wahlberechtigte, der 
in das Wählerverzeichnis eingetragen ist 
oder einen Wahlschein hat. Wer im Wäh-
lerverzeichnis eingetragen ist, kann nur in 
dem Wahlbezirk wählen, in dessen Wäh-
lerverzeichnis er eingetragen ist. 
 
4. Wahlschein und Briefwahl 
Wer einen Wahlschein der Stadt Bernburg 
(Saale) hat, kann an den Kommunalwah-
len in Bernburg (Saale) 
durch Stimmabgabe in einem beliebigen 
Wahlbezirk seines Wahlbereiches  
oder 
durch Briefwahl teilnehmen. 
 

4.1 Ein Wahlberechtigter, der in das 
Wählerverzeichnis eingetragen ist, er-
hält auf Antrag einen Wahlschein. 
4.2 Ein Wahlberechtigter, der nicht in 
das Wählerverzeichnis eingetragen ist, 
erhält auf Antrag einen Wahlschein, 
 
1. wenn er nachweist, dass er ohne 

sein Verschulden die Antragsfrist 
für die Berichtigung des Wählerver-
zeichnisses versäumt hat; das gilt 
hinsichtlich der Kreiswahl auch, 
wenn er den Antrag nach § 15 Abs. 
4 entschuldbar erst nach Ablauf der 
Antragsfrist vorlegt, 

 
2. wenn sein Recht auf Teilnahme an 
 der Wahl erst nach Ablauf der An-
 tragsfrist entstanden ist. 
 
Für die Kommunalwahlen erhält der An-
tragsteller nur einen Wahlschein für alle 
Wahlen. Ist der Wahlberechtigte nicht für 
jede Wahl wahlberechtigt, so geht dies 
aus dem Wahlschein hervor. 
 
4.3 Wahlscheine (Briefwahlunterla-
gen) können bis zum 5. Juni 2009, 18:00 
Uhr, bei der Stadt Bernburg (Saale), 
Schlossgartenstraße 16 in 06406 Bern-
burg (Saale) mündlich oder schriftlich be-
antragt werden. Der Schriftform wird auch 
durch Telegramm, Fernschreiben oder 
Fernkopie Genüge getan. Fernmündliche 
Anträge sind nicht zulässig. Ein behinder-
ter Wahlberechtigter kann sich bei der An-
tragstellung der Hilfe einer anderen Per-
son bedienen. 
 
In den Fällen des § 22 Abs. 2 KWO (siehe 
Ziff. 4.2), kann der Antrag noch bis zum 
Wahltage, 15:00 Uhr, gestellt werden. 
Gleiches gilt, wenn der Wahlberechtigte 
schriftlich erklärt, wegen einer plötzlichen 
Erkrankung das Wahllokal nicht oder nur 
unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten 
aufsuchen zu können. 
 
4.4  Der Antragsteller muss den 
Grund für die Ausstellung des Wahl-
scheines glaubhaft machen. Wer den 
Antrag für eine andere Person stellt, muss 
durch Vorlage einer schriftlichen Voll-
macht nachweisen, dass er dazu berech-
tigt ist. 
An einen anderen als den Wahlberechtig-
ten persönlich dürfen Wahlschein und 
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Briefwahlunterlagen nur ausgehändigt 
werden, wenn die bevollmächtigte Person 
vom Wahlberechtigten bereits auf dem 
Wahlscheinantrag benannt wurde oder die 
Berechtigung zum Empfang, etwa im Falle 
des § 24 Abs. 5 Satz 3, durch Vorlage ei-
ner schriftlichen Vollmacht nachgewiesen 
wird. 
Verlorene oder nicht rechtzeitig zugegan-
gene Wahlscheine werden nicht ersetzt. 
 
5. Briefwahlunterlagen 
Ergibt sich aus dem Wahlscheinantrag 
nicht, dass der Wahlberechtigte vor einem 
Wahlvorstand wählen will, so erhält er mit 
dem Wahlschein zugleich: 
 
a)  einen Stimmzettel für jede Wahl für 
 die er wahlberechtigt ist, 
b)  einen Wahlumschlag für alle Wah-
 len (rot), 
c)  einen Wahlbriefumschlag für alle 
 Wahlen (hellblau). 
 
Der Wahlberechtigte kann diese Wahlun-
terlagen nachträglich bis spätestens am 
Wahltage 15:00 Uhr anfordern. Da die 
Kommunalwahlen als verbundene Wahlen 
durchgeführt werden, erhält der Wahlbe-
rechtigte für jede Wahl für die er wahlbe-
rechtigt ist, einen Stimmzettel, für alle 
Wahlen aber nur einen Wahlumschlag, ei-
nen Wahlbriefumschlag und einen Wahl-
schein. 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den 
verschlossenen Wahlbrief mit den Stimm-
zetteln und dem Wahlschein so rechtzeitig 
an den Wahlleiter in der Stadt Bernburg 
(Saale) versenden, dass der Wahlbrief 
spätestens am Wahltag bis 18:00 Uhr, 
eingeht. Der Wahlbrief kann auch in der 
Dienststelle des Wahlleiters in 06406 
Bernburg (Saale), Schlossgartenstraße 16 
abgegeben werden. 
 
Bernburg (Saale), 4. Mai 2009 
 
 
gez. Schütze 
Oberbürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 

• Amtliche Bekanntmachung zur Eu-
ropawahl 2009 

 
Gemäß § 39 Absatz 1 Europawahlordnung 
teile ich die Wahlräume mit, welche barrie-
refrei zu erreichen sind: 
 
- Wahlbezirk 1 - Förderschule „Otto Dorn“, Seegasse, 

 
- Wahlbezirk 2 - Kindertagesstätte „Marienkäfer“,  

Buschweg 16, 
 

- Wahlbezirk 3 - Kindertagesstätte „Marienkäfer“,  
Buschweg 16, 
 

- Wahlbezirk 4  
 

- Stadtinformation, Lindenplatz, 

- Wahlbezirk 6 - Wasserverband Verwaltungsgebäude, 
Köthensche Straße, 
 

- Wahlbezirk 9  
 

- Kanzler von Pfau’sche Stiftung,  
Begegnungsstätte im Friederikestift, 
Kustrenaer Straße, 

- Wahlbezirk 10 - Klubhaus der Jugend, Gröbziger Straße, 
 

- Wahlbezirk 15 
 

- KiTa „Sonnenkäfer“, Neubornaer Straße, 
 

- Wahlbezirk 16 - Seniorenzentrum, Stauffenbergstraße 
 

Ich weise darauf hin, wer in einem ande-
ren als seinem Wahllokal wählen will, be-
nötigt einen Wahlschein. Wer das Wahllo-
kal nicht aufsuchen kann, sollte von der 
Briefwahl Gebrauch machen. Wahlscheine 
und Briefwahlunterlagen werden auf An-
trag von der Verwaltungsgemeinschaft 
Bernburg zu den Öffnungszeiten ausge-
geben. 
 
Bernburg (Saale), 22. April 2009 
 
 
gez. Hohl 
Wahlleiter 
 
 
Gemeinde Gröna 
 
• Öffentliche Bekanntmachung über 

die Auslegung des Wählerverzeich-
nisses und die Erteilung von Wahl-
scheinen für die Wahl zum Europäi-
schen Parlament am 7. Juni 2009 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Wahl 
zum Europäischen Parlament für die Ge-
meinde Gröna wird in der Zeit 
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vom 18. Mai 2009 bis 22. Mai 2009 
 

während der Dienststunden montags bis 
freitags von 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr, diens-
tags 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr und donners-
tags 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr im Einwoh-
nermeldeamt der Verwaltungsgemein-
schaft Bernburg, Schlossgartenstraße 16 
in 06406 Bernburg (Saale), Gebäude II, 
Raum 013 für Wahlberechtigte zur Ein-
sichtnahme bereit gehalten. 
Der Wahlberechtigte kann die Richtigkeit 
oder Vollständigkeit der zu seiner Person 
im Wählerverzeichnis eingetragenen Da-
ten überprüfen. Sofern ein Wahlberechtig-
ter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der 
Daten von anderen im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Personen überprüfen will, 
hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, 
aus denen sich eine Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit des Wählerverzeichnis-
ses ergeben kann. Das Recht auf Über-
prüfung besteht nicht hinsichtlich der Da-
ten von Wahlberechtigten, für die im Mel-
deregister ein Sperrvermerk gemäß den   
§ 21 Abs. 5 des Melderechtsrahmenge-
setzes entsprechenden Vorschriften der 
Landesmeldegesetze eingetragen ist. 
Das Wählerverzeichnis wird im automati-
sierten Verfahren geführt. Die Einsicht-
nahme ist durch ein Datensichtgerät mög-
lich. 
Wählen kann nur, wer in das Wähler-
verzeichnis eingetragen ist oder einen 
Wahlschein hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für un-
richtig oder für unvollständig hält, kann in-
nerhalb der Auslegungsfrist, spätestens 
am 22. Mai 2009 bis 12:00 Uhr, bei der 
Verwaltungsgemeinschaft Bernburg, 
Schlossgartenstraße 16 in 06406 Bern-
burg (Saale), Gebäude II, Raum 013 Ein-
spruch einlegen. 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch 
Erklärung zur Niederschrift eingelegt wer-
den. 
 
3. Wahlberechtigte, die in das Wähler- 
verzeichnis eingetragen sind, erhalten bis 
spätestens zum 17. Mai 2009 eine Wahl-
benachrichtigung. 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten 
hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, 
muss Einspruch gegen das Wählerver-
zeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr 

laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht 
ausüben kann. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in 
das Wählerverzeichnis eingetragen 
werden und die bereits einen Wahl-
schein und Briefwahlunterlagen bean-
tragt haben, erhalten keine Wahlbe-
nachrichtigung. 
 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an 
der Wahl im Salzlandkreis 
durch Stimmabgabe in einem beliebigen 
Wahlraum dieses Kreises 
oder 

 durch Briefwahl teilnehmen. 
 

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
5.1 ein in das Wählerverzeichnis einge-
tragener Wahlberechtigter,  
5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis 
eingetragener Wahlberechtigter, 
 
a) wenn er nachweist, dass er ohne 
 sein Verschulden die Antragsfrist 
 auf Aufnahme in das Wählerver-
 zeichnis bei Deutschen nach § 17 
 Abs. 1 Europawahlordnung, bei    
 Unionsbürgern nach § 17 a Abs. 2 
 Europawahlordnung (bis 17. Mai 
 2009) oder die Einspruchsfrist ge-
 gen das Wählerverzeichnis nach    
 § 21 Abs. 1 Europawahlordnung 
 (bis zum 22. Mai 2009) versäumt 
 hat, 
b) wenn sein Recht auf Teilnahme an 

der Wahl erst nach Ablauf der An-
tragsfristen bei Deutschen nach     
§ 17 Abs. 1 EuWO, bei Unionsbür-
gern nach § 17a Abs. 2 EuWO oder 
nach § 21 Abs. 1 EuWO entstan-
den ist, 

c) wenn sein Wahlrecht im Ein-
spruchsverfahren festgestellt wor-
den und die Feststellung erst nach 
Abschluss des Wählerverzeichnis-
ses zur Kenntnis der Gemeindebe-
hörde gelangt ist. 

 
Wahlscheine können von in das Wähler-
verzeichnis eingetragenen Wahlberechtig-
ten bis zum 5. Juni 2009, 18:00 Uhr, bei 
der Verwaltungsgemeinschaft mündlich, 
schriftlich oder elektronisch beantragt wer-
den. 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkran-
kung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes 
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nicht oder nur unter nicht zumutbaren 
Schwierigkeiten möglich macht, kann der 
Antrag noch bis zum Wahltage, 15:00 Uhr, 
gestellt werden. 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, 
dass ihm der beantragte Wahlschein nicht 
zugegangen ist, kann ihm bis zum Tag vor 
der Wahl, 12:00 Uhr, ein neuer Wahl-
schein erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetra-
gene Wahlberechtigte können aus den un-
ter Nr. 5.2 Buchstaben a bis c angegebe-
nen Gründen den Antrag auf Erteilung ei-
nes Wahlscheines noch bis zum Wahlta-
ge, 15:00Uhr, stellen. 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, 
muss durch Vorlage einer schriftlichen 
Vollmacht nachweisen, dass er dazu be-
rechtigt ist. Ein behinderter Wahlberechtig-
ter kann sich bei der Antragstellung der 
Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 
6. Mit dem Wahlschein erhält der 
 Wahlberechtigte: 
-  einen amtlichen Stimmzettel, 
-  einen amtlichen blauen Stimmzet-
 telumschlag, 
-  einen amtlichen, mit der Anschrift, 
 an die der Wahlbrief zurückzusen-
 den ist, versehenen roten Wahl-
 briefumschlag und 
-  ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
Die Abholung von Wahlschein und Brief-
wahlunterlagen für einen anderen ist nur 
möglich, wenn die Berechtigung zur Emp-
fangnahme der Unterlagen durch Vorlage 
einer schriftlichen Vollmacht nachgewie-
sen wird und die bevollmächtigte Person 
nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; 
dies hat sie der Behörde vor Empfang-
nahme der Unterlagen schriftlich zu versi-
chern. Auf Verlangen hat sich die bevoll-
mächtigte Person auszuweisen. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den 
Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem 
Wahlschein so rechtzeitig an die angege-
bene Stelle absenden, dass der Wahlbrief 
dort spätestens am Wahltage bis 18:00 
Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundes-
republik Deutschland ohne besondere 
Versendungsform ausschließlich von der 
Deutschen Post AG unentgeltlich beför-

dert. Er kann auch bei der auf dem Wahl-
brief angegebenen Stelle abgegeben wer-
den. 
 
Gröna, 4. Mai 2009 
 
gez. Bartel 
Bürgermeister 
 
 
• Bekanntmachung über die Möglich-

keit der Einsichtnahme in das Wäh-
lerverzeichnis und die Erteilung von 
Wahlscheinen für die Gemeinde-
ratswahl am 7. Juni 2009 

 
1. Zeit und Ort der Einsichtnahme 
Das Wählerverzeichnis zu den Kommu-
nalwahlen für die Gemeinde Gröna ist 
 

vom 18. Mai 2009 bis 23. Mai 2009 
 
während der Dienststunden montags bis 
freitags von 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr, diens-
tags 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr, donnerstags 
14:00 Uhr bis 16:00 Uhr und samstags 
9:00 Uhr bis 10:00 Uhr im Einwohnermel-
deamt der Verwaltungsgemeinschaft 
Bernburg, Schlossgartenstraße 16 in 
06406 Bernburg (Saale), Gebäude II, 
Raum 013 einzusehen. Die Möglichkeit 
der Einsichtnahme endet am 23. Mai 
2009. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automati-
sierten Verfahren geführt. Die Einsicht-
nahme ist durch ein Datensichtgerät mög-
lich. 
 
Die wahlberechtigte Person kann verlan-
gen, dass in dem Wählerverzeichnis wäh-
rend der Auslegungsfrist der Tag der Ge-
burt unkenntlich gemacht wird. 
 
Wählen kann nur, wer in das Wähler-
verzeichnis eingetragen ist oder einen 
Wahlschein hat. 
 
2. Berichtigung des Wählerver-
zeichnisses 
Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig 
oder für unvollständig hält, kann während 
der Frist der Einsichtnahme, spätestens 
am 23. Mai 2009, bei der Verwaltungsge-
meinschaft Bernburg, Schlossgartenstraße 
16 in 06406 Bernburg (Saale), Gebäude II, 
Raum 013 schriftlich oder durch Erklärung 
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zur Niederschrift eine Berichtigung des 
Wählerverzeichnisses beantragen. Wer 
einen Antrag auf Berichtigung des Wäh-
lerverzeichnisses stellt, hat die erforderli-
chen Beweismittel beizubringen, sofern 
die behaupteten Tatsachen nicht offen-
kundig sind (§ 19 KWO). 
 
3. Wahlbenachrichtigung 
Wahlberechtigte, die in das Wählerver-
zeichnis eingetragen sind, erhalten bis 
spätestens zum 13. Mai 2009 eine Wahl-
benachrichtigung. 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten 
hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, 
muss zur Sicherung seines Wahlrechts 
das Wählerverzeichnis einsehen und ge-
gebenenfalls während der Frist zur Ein-
sichtnahme einen Antrag auf Berichtigung 
des Wählerverzeichnisses stellen. 
Wählen kann nur der Wahlberechtigte, der 
in das Wählerverzeichnis eingetragen ist 
oder einen Wahlschein hat. Wer im Wäh-
lerverzeichnis eingetragen ist, kann nur in 
dem Wahlbezirk wählen, in dessen Wäh-
lerverzeichnis er eingetragen ist. 
 
4. Wahlschein und Briefwahl 
Wer einen Wahlschein der Gemeinde 
Gröna hat, kann an den Kommunalwahlen 
in Gröna 
durch Stimmabgabe in einem beliebigen 
Wahlbezirk seines Wahlbereiches  
oder 
durch Briefwahl teilnehmen. 
 
4.1 Ein Wahlberechtigter, der in das 
Wählerverzeichnis eingetragen ist, er-
hält auf Antrag einen Wahlschein. 
 
4.2 Ein Wahlberechtigter, der nicht in 
das Wählerverzeichnis eingetragen ist, 
erhält auf Antrag einen Wahlschein, 
 
1. wenn er nachweist, dass er ohne 
 sein Verschulden die Antragsfrist 
 für die Berichtigung des Wähler
 verzeichnisses versäumt hat; das 
 gilt hinsichtlich der Kreiswahl auch, 
 wenn er den Antrag nach § 15 Abs. 
 4 entschuldbar erst nach Ablauf 
 der Antragsfrist vorlegt, 
2. wenn sein Recht auf Teilnahme an 
 der Wahl erst nach Ablauf der An-
 tragsfrist entstanden ist. 
 

Für die Kommunalwahlen erhält der An-
tragsteller nur einen Wahlschein für alle 
Wahlen. Ist der Wahlberechtigte nicht für 
jede Wahl wahlberechtigt, so geht dies 
aus dem Wahlschein hervor. 
 
4.3 Wahlscheine (Briefwahlunterla-
gen) können bis zum 5. Juni 2009, 18:00 
Uhr, bei der Verwaltungsgemeinschaft 
Bernburg, Schlossgartenstraße 16 in 
06406 Bernburg (Saale) mündlich oder 
schriftlich beantragt werden. Der Schrift-
form wird auch durch Telegramm, Fern-
schreiben oder Fernkopie Genüge getan. 
Fernmündliche Anträge sind nicht zuläs-
sig. Ein behinderter Wahlberechtigter kann 
sich bei der Antragstellung der Hilfe einer 
anderen Person bedienen. 
 
In den Fällen des § 22 Abs. 2 KWO (siehe 
Ziff. 4.2), kann der Antrag noch bis zum 
Wahltage, 15:00 Uhr, gestellt werden. 
Gleiches gilt, wenn der Wahlberechtigte 
schriftlich erklärt, wegen einer plötzlichen 
Erkrankung das Wahllokal nicht oder nur 
unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten 
aufsuchen zu können. 
 
4.4  Der Antragsteller muss den 
Grund für die Ausstellung des Wahl-
scheines glaubhaft machen. Wer den 
Antrag für eine andere Person stellt, muss 
durch Vorlage einer schriftlichen Voll-
macht nachweisen, dass er dazu berech-
tigt ist. 
An einen anderen als den Wahlberechtig-
ten persönlich dürfen Wahlschein und 
Briefwahlunterlagen nur ausgehändigt 
werden, wenn die bevollmächtigte Person 
vom Wahlberechtigten bereits auf dem 
Wahlscheinantrag benannt wurde oder die 
Berechtigung zum Empfang, etwa im Falle 
des § 24 Abs. 5 Satz 3, durch Vorlage ei-
ner schriftlichen Vollmacht nachgewiesen 
wird. 
Verlorene oder nicht rechtzeitig zugegan-
gene Wahlscheine werden nicht ersetzt. 
 
5. Briefwahlunterlagen 
Ergibt sich aus dem Wahlscheinantrag 
nicht, dass der Wahlberechtigte vor einem 
Wahlvorstand wählen will, so erhält er mit 
dem Wahlschein zugleich: 
 
a)  einen Stimmzettel für jede Wahl für 
 die er wahlberechtigt ist, 
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b)  einen Wahlumschlag für alle Wah-
 len (rot), 
c)  einen Wahlbriefumschlag für alle 
 Wahlen (hellblau). 
 
Der Wahlberechtigte kann diese Wahlun-
terlagen nachträglich bis spätestens am 
Wahltage 15:00 Uhr anfordern.  
Bei der Briefwahl muss der Wähler den 
verschlossenen Wahlbrief mit den Stimm-
zetteln und dem Wahlschein so rechtzeitig 
an den Wahlleiter in der Gemeinde Gröna 
versenden, dass der Wahlbrief spätestens 
am Wahltag bis 18:00 Uhr, eingeht. Der 
Wahlbrief kann auch in der Dienststelle 
des Wahlleiters in 06406 Bernburg (Saa-
le), Schlossgartenstraße 16 abgegeben 
werden. 
 
Gröna, 4. Mai 2009 
 
gez. Bartel 
Bürgermeister 
 
 
C. Amtliche Bekanntmachungen sons-

tiger Dienststellen 
 
Abwasserzweckverband „Saalemündung“ 
 
Sitzung der Verbandsversammlung des 
Abwasserzweckverbandes „Saalemün-
dung“ am 12.05.2009 
 
Die 44. Sitzung der Verbandsversamm-
lung des Abwasserzweckverbandes „Saa-
lemündung“ findet  

 
am Dienstag, den 12.05.2009  

um 19.00 Uhr im Sitzungssaal des  
Abwasserzweckverbandes  

"Saalemündung", 
Breite 9, 39240 Calbe (Saale) 

 
statt. Folgende Tagesordnung ist vorge-
sehen: 
 
Im öffentlichen Teil 
 
1. Eröffnung und Begrüßung durch 
 den Vorsitzenden der Verbands-
 versammlung des AZV „Saalemün-
 dung“  
 
2. Feststellen der ordnungsgemäßen 
 Ladung, der Anwesenheit, der Be-
 schlussfähigkeit, der Niederschrift 

 der letzten Sitzung sowie der Ta-
 gesordnung 
3. Bericht über wichtige Angelegen-
 heiten und Umsetzung der Be-
 schlüsse sowie Anfragen 
 
4. BV 159/09 
 Beschluss zum Wirtschaftsplan 
 2009 des AZV „Saalemündung“ 
 
5. BV 160/09 
 2. Satzung zur Änderung der Sat-
 zung des AZV „Saalemündung“ 
 über die Erhebung von Gebühren-
 für die zentrale Schmutzwasser-
 entsorgung 
 
6. BV 161/09 
 5. Satzung zur Änderung der Sat-
 zung des AZV „Saalemündung“ 
 über die Erhebung von Gebühren-
 für die dezentrale Abwasserbesei-
 tigung 
 
7. BV 162/09 
 2. Satzung zur Änderung der Sat-
 zung des AZV „Saalemündung“ 
 über die Erhebung von Gebühren
 für die Niederschlagswasserbesei-
 tigung 
 
8. BV 163/09 
 Rahmenvertrag zur Vermögens-
 übernahme „Niederschlagswasser“ 
 
Im nicht öffentlichen Teil 
 
9. BV 164/09 
 Beschluss zur Vergabe Stromliefe-
 rung 2010 (Rahmenvertrag) 
 
10. BV 165/09 
 Vorschlag Bestellung eines Wirt-
 schaftsprüfers für den Jahresab-
 schluss 2008 
 
11. BV 166/09 
 Legitimationsbeschluss Vergabe 
 Baumaßnahmen 
 
12. Anfragen und wichtige zukünftige 
 Angelegenheiten 
 
 
Gez. Warnecke 
Stellvertretender Vorsitzender 
der Verbandsversammlung 
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Wasserzweckverband "Saale-Fuhne-
Ziethe 
 
Sitzung der Verbandsversammlung des  
Wasserzweckverbandes "Saale-Fuhne-
Ziethe" am 19.05.2009 
 
Die 22. öffentliche und nicht öffentliche 
Sitzung der Verbandsversammlung des 
Wasserzweckverbandes "Saale-Fuhne-
Ziethe" findet am 19.05.2009, 18.30 Uhr, 
im Parkhotel, Parforcehaus, Aderstedter 
Straße 1 in 06406 Bernburg (Saale) statt. 
 
Zur Geschäftsordnung: 
 
a) Begrüßung 
 
b) Feststellung der Ordnungsmäßigkeit 

der Einberufung und der Beschlussfä-
higkeit; Mitteilung von Entschuldigun-
gen 
 

c) Änderungsanträge zur Tagesordnung 
und Feststellung der Tagesordnung 

 
d) Bestätigung der Protokolle der 20. und 

21. Sitzung der Verbandsversammlung 
des Wasserzweckverbandes "Saale-
Fuhne-Ziethe" 

 
Zur Tagesordnung (öffentlicher Teil) 
 
TOP 1  Bürgeranfragen 
 
TOP 2  Bericht des Geschäftsfüh-
  rers des Wasserzweckver-
  bandes "Saale-Fuhne-
  Ziethe 
 
TOP 3  Beschluss über Satzungs-
  änderungen 
 
TOP 4  Beschluss über die Bestel-
  lung des Abschlussprüfers 
  für die Wirtschaftsjahre 
  2008, 2009 und 2010 
 
TOP 5  Bericht über den Jahresab-
  schluss für das Wirtschafts-
  jahr 2008 
 
TOP 6  Beschluss über Zweckver-
  einbarungen mit den Ge-
  meinden Görzig bzw. 
  Piethen 
 

TOP 7   Bestimmung Stellvertreter 
  des Vorsitzenden der Ver-
  bandsversammlung 

 
TOP 8  Beschluss zum Nachtrags-
  wirtschaftsplan für das Wirt-
  schafts jahr 2009 
 
TOP 9  Beschluss zur Mitglied-
  schaft im VKU 
 
TOP 10  Informationen, Anregungen, 
  Sonstiges 
 
Zur Tagesordnung (nicht öffentlicher Teil) 
 
TOP 1  Vertragsangelegenheiten 
 
TOP 2  Personalangelegenheiten 
 
TOP 3  Grundstücksangelegenhei-
  ten 
 
TOP 4  Informationen, Anregungen, 
  Sonstiges 
 
 
gez. Mannich 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 
 
 
Landesverwaltungsamt Halle (Saale)/ Re-
ferat 106 
 
Bescheinigungsverfahren nach Grund-
buchbereinigungsgesetz - Gemarkung 
Plötzky und Schönebeck 
 
Das Landesverwaltungsamt gibt bekannt, 
dass die 
 

E.ON Avacon AG,  
Schillerstraße 3, 38350 Helmstedt 

 
Anträge auf Erteilung von 
 

Leitungs- und  
Anlagenrechtsbescheinigungen 

 
nach § 9 Abs. 4 Grundbuchbereinigungs-
gesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 
(BGBl. I S. 2192) i.V.m. § 7 Sachenrechts-
Durchführungsverordnung (SachenR-DV) 
vom 20.12.1994 (BGBl. I S. 3900) für die  
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gestellt hat. 
 
In diesem Verfahren sollen an den in An-
spruch genommenen Grundstücken be-
schränkte persönliche Dienstbarkeiten 
zum Besitz und Betrieb sowie zur Unter-
haltung und Erneuerung bereits bestehen-
der Leitungen / Anlagen bescheinigt wer-
den. Die Dienstbarkeit ist per Gesetz für 
alle am 03.10.1990 auf dem Gebiet der 
ehemaligen DDR genutzten Energiefortlei-
tungen einschließlich der dazugehörigen 
Anlagen entstanden. 
 
Im Salzlandkreis sind folgende Gemar-
kungen betroffen: 
 
Gemarkung Flur 

 
Plötzky 
 

2, 5 

Schönebeck 2 
 

 
Die eingereichten Anträge sowie die bei-
gefügten Unterlagen können beim  
 

Landesverwaltungsamt 
Referat 106 

Ernst- Kamieth- Straße 2 
06112 Halle (Saale) 

 
vom 06.05.2009 bis zum 03.06.2009 im 
Raum CE.19 eingesehen werden.  
 
Um Vereinbarung eines Termins zur Ein-
sichtnahme wird gebeten. Telefonische 
Auskünfte sind unter Tel.: 0345 / 514 3549 
möglich. 
 
Das Landesverwaltungsamt erteilt die Lei-
tungs- und Anlagenrechtsbescheinigungen 
gemäß § 9 Abs. 4 GBBerG i.V.m. § 7 Abs. 
2, 4 und 5 SachenR-DV nach Ablauf von 
vier Wochen von der Bekanntmachung an. 
 
Nach § 9 Abs. 3 GBBerG ist dem Eigen-
tümer des belasteten Grundstücks nach 
Eintrag der Dienstbarkeit und Aufforde-
rung durch den Grundstückseigentümer 
ein Ausgleich zu zahlen. 
 

Widerspruch gegen die Erteilung der Lei-
tungs- und Anlagenrechtsbescheinigungen 
kann beim Landesverwaltungsamt, Refe-
rat 106, Ernst- Kamieth- Straße 2, 06112 
Halle (Saale), schriftlich oder zur Nieder-
schrift nur bis zum Ende der Auslegungs-
frist erhoben werden. 
 
Landesverwaltungsamt  
 
Im Auftrag 
gez. Ryll 
 


